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Anlage  
 

 
 

A 2 

 

215. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Bielefeld 
„Stadtbahntrasse Lohmannshof bis Dürerstraße“  
 
Auswertung der Beteiligungsverfahren gem. §§ 4 (2) und 3 (2) BauGB 

- Änderungsbereich -Entwurf- (Stand Juli 2016) 
- Auswertung der Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 
- Auswertung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
(Verweis auf Anlage C 2 zur Beschlussvorlage) 
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Entwurf 215. FNP-Änderung: 
 

S T A D T  B I E L E F E L D  

215. 
FLÄCHENNUTZUNGSPLAN- 
ÄNDERUNG 

PLANBLATT 1 

Ä N D E R U N G  
Teilplan Flächen 

Entwurf 

„Stadtbahntrasse Lohmannshof 
bis Dürerstraße“ 

 

  � 

  Geltungsbereich  
  der 215. FNP-Änderung 

   

  Legende siehe Planblatt  3 
 

 
 

 



A 2  

� 171026_Anlage A 2_Ausw. Offenl. 215. FNP-Änd. SB.doc 

S T A D T  B I E L E F E L D  

215. 
FLÄCHENNUTZUNGSPLAN- 
ÄNDERUNG 

PLANBLATT 3 
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A 2  Auswertung der Beteiligungsschritte gemäß §§ 3 (2), 4 (2) BauGB 

 
Das Planverfahren zur 215. Änderung „Stadtbahntrasse Lohmannshof bis Dürerstraße“ ist parallel 
zur Aufstellung des planfeststellungsersetzenden Bebauungsplanes II/G21 „Stadtbahn zum Cam-
pus Nord“ durchgeführt worden.  
 
Die Entwurfsoffenlage gemäß § 3 (2) BauGB und die Beteiligung der Behörden erfolgten in der 
Zeit vom 03.02.2017 bis einschließlich 06.03.2017. 
Die Beteiligung der Behörden und den sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB erfolgten in der Zeit vom 09.02.2017 bis einschließlich 22.03.2017. 
 
Die Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit im Verfahren gemäß § 3 (2) BauGB und von den Fach-
behörden gemäß § 4 (2) BauGB zur 215. Änderung des Flächennutzungsplans "Stadtbahntrasse 
Lohmannshof bis Dürerstraße“ und zum planfeststellungsersetzenden Bebauungsplan Nr. II/G 21 
“Stadtbahn zum Campus Nord“ sind aufgrund der parallelen Durchführung der Verfahrensschritte 
im Wesentlichen zu beiden Planverfahren vorgetragen worden.  
 
Eine „Trennung“ der Stellungnahmen zu den einzelnen Planverfahren ist daher nur begrenzt mög-
lich. Es wird somit soweit erforderlich in den einzelnen Stellungnahmen der Verwaltung bzw. bei 
der Berücksichtigung der vorgetragenen Hinweise und Anregungen auf ihre Bedeutung für das je-
weilige Planverfahren eingegangen. 
 
Die wesentlichen Inhalte dieser Stellungnahmen sind zusammen mit der Stellungnahme der Ver-
waltung der Anlage C 2 zur Beschlussvorlage zu entnehmen.  
 
 
Auswertung der Stellungnahmen der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) BauGB  
siehe Anlage C 2, Unterpunkt C 2.1 zur Beschlussvorlage  
 
Von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Anregungen und Bedenken zur 
Notwendigkeit der Planung, zu Eingriffen in Natur und Landschaft, Wald, ein gesetzlich geschütz-
tes Biotop sowie Gewässer, zur Vollständigkeit des Umweltberichts, zur Faunistischen Untersu-
chung, zu Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, zur Zerschneidungswirkung, zu Aus-
gleichmaßnahmen (BUND). Weiterhin wurden Hinweise zur Biotopbefreiung (Umweltamt) und zu 
den Landwirtschaftlichen Flächen (Landwirtschaftskammer) vorgetragen.  
Die Stellungnahmen (Hinweise und Anregungen) der weiteren Behörden betreffen nicht die 215. 
FNP-Änderung, sondern den parallel aufgestellten Bebauungsplan. 
 
Auswertung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB  
siehe Anlage C 2, Unterpunkt C 2.2 zur Beschlussvorlage  
 
Im Wesentlichen wurden Anregungen und Bedenken aus der Öffentlichkeit zu Bedarf / Nutzen ei-
ner Verlängerung der Stadtbahn, zum Modal Split und der Verkehrsprognose, zur Trassierung / Al-
ternativenprüfung, zu den Kosten, zum Eingriff in Natur und Landschaft, zum Ausgleich von Ein-
griffen in Natur und Landschaft, zu Landwirtschaftlichen Belangen und zu Lärmimmissionen vorge-
tragen.  
 
 
 
Aufgrund der vorliegenden Anregungen und Hinweise aus der Offenlegung und Behördenbeteili-
gung ergeben sich gegenüber dem o.g. Entwurf der Flächennutzungsplanänderung keine Ände-
rungen  
 


